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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Mai 2021 
Auch im Mai bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder 
diverse Online-Veranstaltungen an. Für folgende 
Veranstaltungen im Mai 2021 werden bereits An-
meldungen entgegengenommen: 
 
Online-Austausch: Anerkennung ausländischer Quali-
fikationen und Abschlüsse 
Mittwoch, 12.05.2021, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: Drohende Abschiebung – Letztes 
Mittel Kirchenasyl? 
Mittwoch, 19.05.2021, 18:00 – 19:30 Uhr 
 
Online-Austausch: Digitale Teilhabe von Flüchtlingen 
Donnerstag, 20.05.2021, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-Seminar: Flüchtlingspolitik praktisch – Mög-
lichkeiten der Einflussnahme vor Ort 
Mittwoch, 26.05.2021, 17:30 – max. 20:30 Uhr 
 
Online-Schulung: Basisseminar Asylrecht 
Montag, 31.05.2021, 17:30 – 20:30 Uhr 
 

Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats NRW 
entnommen werden. 
 
Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Mai 2021 
 
Keine Propaganda auf Kosten von Flüchtlingen! - 
Argumentationshilfen gegen Vorurteile 
Der Flüchtlingsrat NRW e.V. (FRNRW) hat am 
30.03.2021 seine aktualisierte Argumentationshilfe 
„Keine Propaganda auf Kosten von Flüchtlingen!“ 
veröffentlicht. Im Flyer werden sieben gängige Vor-
urteile gegenüber Flüchtlingen mit Fakten widerlegt. 
Eine ausführlichere Variante der Argumentations-
hilfe steht ebenfalls zum Download bereit, darin 
werden zudem weitere Vorurteile detailliert entkräf-
tet. 
 
FRNRW – Flyer: Keine Propaganda auf Kosten von 
Flüchtlingen (30.03.2021) 
 
FRNRW – Argumentationshilfe: Argumente gegen 
Vorurteile (30.03.2021) 
 

 Aus aktuellem Anlass 

 
Impfungen mit Fasten im Ramadan vereinbar 
Das Internetportal QANTARA.de informierte am 
08.03.2021 unter Berufung auf einen Artikel der Zei-
tung „Egypt Independent“ vom 07.03.2021, dass die 
Impfungen gegen das Coronavirus mit dem Fasten 
im Ramadan vereinbar seien. Die Fatwa-Behörde der 
Kairoer Al-Azhar-Moschee käme in dem Artikel zu 
dem Schluss, dass es sich bei einem Impfstoff nicht 
um ein Nahrungsmittel oder Getränk handle und das 
Fasten daher durch die Impfung nicht gebrochen 
werde. 
 
Qantara.de: Al-Azhar: Impfung bricht Ramadanfas-
ten nicht (08.03.2021) 
   
Nach Afghanistanabzug: PRO ASYL fordert Abschie-
bungsstopp und Neubewertung  

In einer Pressemitteilung vom 15.04.2021 fordert 
PRO ASYL als Reaktion auf den von den USA und ih-
ren Verbündeten beschlossenen Rückzug aus Afgha-
nistan einen sofortigen Abschiebungsstopp und eine 
Neubewertung der Lage von Flüchtlingen aus dem 
Bürgerkriegsland. „Afghanistan wird nun noch mehr 
zum Talibanland, die Innenministerien von Bund und 
Ländern müssen die monatlichen Abschiebungen 
stoppen. Wir fordern jedes Bundesland auf, selbst in 
eigener Verantwortung den rechtlich zulässigen 3-
monatigen Abschiebstopp zu verfügen und bei der In-
nenministerkonferenz von Bund und Ländern im Juni 
eine bundesweite Regelung herbeizuführen“, so Gün-
ter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. Zu-
dem seien jetzt erst recht Oppositionelle in Afghanis-
tan nicht mehr sicher. Die Argumentation seitens 
des BAMF, es gäbe dort sichere Gebiete, müsse end-
lich aufgegeben werden. 
 

https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-mai-2021.html
https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-mai-2021.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Flyer/2021_FRnrw_Vorurteile-gegen-Fluechtlinge__WEB.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Flyer/2021_FRnrw_Vorurteile-gegen-Fluechtlinge__WEB.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Flyer/Argumente_gegen_Vorurteile_2021.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Flyer/Argumente_gegen_Vorurteile_2021.pdf
https://de.qantara.de/content/al-azhar-impfung-bricht-ramadanfasten-nicht
https://de.qantara.de/content/al-azhar-impfung-bricht-ramadanfasten-nicht
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PRO ASYL – Pressemitteilung: Innenpolitische Folgen 
des Afghanistanabzugs: PRO ASYL fordert Abschiebe-
stopp und Neubewertung der Lage von Geflüchteten 
(15.04.2021) 
 
Verfahren im „BAMF-Skandal“ eingestellt 
Die Süddeutsche Zeitung (SZ) berichtete am 
20.04.2021, dass das Strafverfahren im sogenannten 
„BAMF-Skandal“, der im Jahre 2018 bundesweit für 
Schlagzeilen gesorgt habe, eingestellt worden sei. 
Angeklagt war die ehemalige Behördenleiterin der 
BAMF-Außenstelle in Bremen wegen des Verdachts, 
Hunderten Asylsuchenden zu Unrecht einen Schutz-
status erteilt zu haben. Die gerichtlichen Parteien ei-
nigten sich laut SZ auf eine Einstellung des Prozesses. 
Das Gericht habe der Angeklagten eine Zahlung von 
10.000 Euro auferlegt. Die BAMF-internen Überprü-
fungen der Bremer Asylbescheide hätten nach Anga-
ben des Verteidigers ergeben, dass die Beamtin das 
Recht korrekt angewandt habe. Ulla Jelpke, die in-
nenpolitische Sprecherin der LINKEN im Bundestag, 
erklärte in einer Pressemitteilung am 20.04.2021 
dazu: „Ulrike B. (Anm. d. Red.: Die ehemalige Behör-
denleiterin) hat dafür gesorgt, dass jesidische Flücht-
linge unkompliziert den ihnen zustehenden Schutz er-
langen konnten. Und genau diese liberale Schutzpra-
xis wurde skandalisiert und kriminalisiert, um den 
Asyldiskurs nach rechts zu verschieben und bundes-
weit einen restriktiveren Kurs in der Asylpolitik durch-
zusetzen.“ 
 
SZ: Bremer Bamf-Verfahren eingestellt (20.04.2021) 
 

Ulla Jelpke – Pressemitteilung: Die restriktive 
Asylpraxis des BAMF ist der eigentliche Skandal 
(20.04.2021)  
 
Aufnahme von Flüchtlingen aus Griechenland been-
det  
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtete am 
22.04.2021 über die letzten eintreffenden Flücht-
linge aus griechischen Flüchtlingslagern in Deutsch-
land. Deutschland habe sich im letzten Jahr dazu ver-
pflichtet, 2.750 Flüchtlinge aus den Lagern der grie-
chischen Inseln aufzunehmen. Dieses Versprechen 
sei nun erfüllt. Mit 15 weiteren europäischen Staa-
ten sollten zusammen insgesamt 5.200 Flüchtlinge in 
einem von der EU-Kommission koordinierten Verfah-
ren aufgenommen werden.  
PRO ASYL forderte in einer Pressmitteilung vom 
22.04.2021 ein neues Programm zur Aufnahme von 
Flüchtlingen aus Griechenland und kritisierte die jet-
zige Beendigung deutlich: „Diesen Prozess zu been-
den, ist verantwortungslos gegenüber allen, die auf 
den Inseln zurückgelassen werden, ohne Perspektive 
auf Schutz und Sicherheit", sagte PRO ASYL-Ge-
schäftsführer Günter Burkhardt. Die in Griechenland 
verbleibenden Flüchtlinge müssten im Zuge des EU-
Türkei-Deals befürchten, ohne inhaltliche Prüfung in 
die Türkei abgeschoben zu werden. Dabei biete die 
Türkei den Schutzsuchenden kein Asyl und sei nicht 
sicher. 
 
FAZ: Der letzte Flug nach Deutschland (22.04.2021) 
 
PRO ASYL – Pressemitteilung (22.04.2021) 

Aus den Initiativen 

Keine Impfungen in Flüchtlingsunterkünften in 
NRW 
Die Medizinische Flüchtlingshilfe Bochum (MFH) äu-
ßert sich in einer Pressemitteilung vom 26.04.2021 
zum fehlenden Impfangebot für Flüchtlinge in nord-
rhein-westfälischen Flüchtlingsunterkünften. Flücht-
linge gehörten zur zweiten Prioritätsgruppe und 
müssten somit bereits ein Impfangebot erhalten ha-
ben. Nach Angaben der MFH hat jedoch die NRW-
Landesregierung beschlossen, die Impfungen für 
Flüchtlinge in Sammelunterkünften auf unbestimmte 
Zeit auszusetzen. Das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales (MAGS) des Landes NRW be-
gründe die Aussetzungen der Impfungen mit einem 

Lieferstopp des Vakzins der Firma Johnson & John-
son. Wegen der nur einmalig notwendigen Verabrei-
chung des Impfstoffes, sei dieser für Flüchtlinge und 
auch Obdachlose besonders geeignet. Die MFH-Bo-
chum kritisiert die Aussetzung als „Ungleichbehand-
lung von Flüchtlingen und Obdachlosen gegenüber 
anderen Menschen derselben Prioritätsgruppe.“ Die 
MFH fordert das MAGS auf, der Impfverordnung zu 
entsprechen und Flüchtlingen das Recht auf eine 
Impfung nicht länger vorzuenthalten. 
 
MFH Bochum – Pressemitteilung: NRW-Landesregie-
rung stellt keine Impfungen für Flüchtlingsunter-
künfte bereit (26.04.2021) 

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/innenpolitische-folgen-des-afghanistanabzugs-pro-asyl-fordert-abschiebestopp-und-neubewertung-der-lage-von-gefluechteten/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/innenpolitische-folgen-des-afghanistanabzugs-pro-asyl-fordert-abschiebestopp-und-neubewertung-der-lage-von-gefluechteten/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/innenpolitische-folgen-des-afghanistanabzugs-pro-asyl-fordert-abschiebestopp-und-neubewertung-der-lage-von-gefluechteten/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/innenpolitische-folgen-des-afghanistanabzugs-pro-asyl-fordert-abschiebestopp-und-neubewertung-der-lage-von-gefluechteten/
https://www.sueddeutsche.de/politik/bamf-bremen-prozess-1.5270449
https://www.sueddeutsche.de/politik/bamf-bremen-prozess-1.5270449
https://www.ulla-jelpke.de/2021/04/die-restriktive-asylpraxis-des-bamf-ist-der-eigentliche-skandal/
https://www.ulla-jelpke.de/2021/04/die-restriktive-asylpraxis-des-bamf-ist-der-eigentliche-skandal/
https://www.ulla-jelpke.de/2021/04/die-restriktive-asylpraxis-des-bamf-ist-der-eigentliche-skandal/
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/fluechtlinge-aus-griechenland-der-letzte-flug-nach-deutschland-17305404.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/fluechtlinge-aus-griechenland-der-letzte-flug-nach-deutschland-17305404.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/PE_Impfungen_210426.pdfereit
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/PE_Impfungen_210426.pdfereit
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/PE_Impfungen_210426.pdfereit
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Video zur „Rettungskette für Menschenrechte“ 
Die Seebrücke Oberhausen hat am 21.04.2021 ein 
Video für die am 18.09.2021 geplante „Rettungs-
kette für Menschenrechte“ veröffentlicht. Mit dem 
Video möchte die Oberhausener Initiative auf eine 
geplante Menschenkette durch Deutschland, Öster-
reich und Italien, bis zum Mittelmeer, aufmerksam 
machen. Darin stellen Vertreterinnen der Selbsthilfe-
kontaktstelle Oberhausen, des Flüchtlingsrats Ober-
hausen e.V., des ev. Kirchenkreises Oberhausen, der 

Seebrücke Oberhausen sowie des Flüchtlingsrats 
Dinslaken die Gründe für ihre Beteiligung an der 
Menschenkette dar. Mit der Aktion soll ein Zeichen 
für mehr Menschlichkeit und gegen das Sterben im 
Mittelmeer gesetzt werden. 
 
Seebrücke Oberhausen – Video: Rettungskette für 
Menschenrechte (21.04.2021) 
 
 Homepage: Rettungskette für Menschenrechte   

Europa 

Druck auf rücknahmeunwillige Staaten wächst 
Die Welt berichtete am 27.03.2021 über eine von 
der EU-Kommission erstellte Liste mit Ländern, die 
der völkerrechtlichen Verpflichtung der Rücknahme 
abgelehnter Staatsbürgerinnen nicht in ausreichen-
dem Rahmen nachkämen. 13 der untersuchten 39 
Staaten wurden demnach mit „mangelhaft“ bewer-
tet. Sehr schlecht kooperiere beispielsweise der Iran, 
der von ausreisepflichtigen Bürgerinnen eine Freiwil-
ligkeitserklärung verlange und weder Sammelab-
schiebungen noch Polizeibegleitungen erlaube. Die 
EU-Kommission könne ab dem Sommer dem EU-Rat 
Visarestriktionen vorschlagen, wie eine Erhöhung 
der Visagebühr oder eine Verlängerung der Bearbei-
tungsdauer. Der Bundestagsabgeordnete Thorsten 
Frei (CDU) forderte gegenüber der Zeitung einen er-
höhten Druck auf rücknahmeunwillige Staaten. 
 
Welt: EU droht 13 rücknahmeunwilligen Staaten mit 
Visa-Einschränkungen (27.03.2021) 
 
Vorschläge der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
zu Maßnahmen im Bereich Rückführungen und frei-
williger Rückkehr  
Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft hat zum Ende 
ihrer Amtszeit im Dezember 2020 Schritte für eine 
effektive Wiederaufnahme von Rückführungen und 
freiwilliger Rückkehr sowie für ein krisenfesteres 
Rückkehrsystem formuliert. Die Covid-19 Pandemie 
habe massive Auswirkungen auf die Rückkehrpraxis 
und sei für die vergleichsweise niedrigen Zahlen der 
Rückkehrerinnen verantwortlich. Aus dem Doku-
ment gehen Lösungsansätze in fünf Bereichen her-
vor, „um so schnell wie möglich effektiv rückführen 
zu können sowie insbesondere die freiwillige Rück-
kehr zu ermöglichen.“  

1. Passersatzbeschaffungs- und Identifizie-
rungsverfahren 

2. Haft 
3. Operative Rückkehr in die Drittstaaten 
4. Wiederaufnahme von Rückkehrmaßnahmen 
5. Anpassung der Programme der Freiwilligen 

Rückkehr und Reintegration/ Rückkehrbera-
tung 

 
Schlussfolgerung der Präsidentschaft: Schritte für 
eine effektive Wiederaufnahme von Rückführungen 
und freiwilliger Rückkehr sowie hin zu einem krisen-
festeren Rückkehrsystem (12/2020) 
 
Frontex an mehr als 130 Pushbacks in griechischen 
Gewässern beteiligt 
Der Spiegel berichtete am 10.04.2021 über eine in-
terne Statistik der Grenzschutzagentur Frontex, aus 
der eine Vielzahl an Rechtsbrüchen im Zusammen-
hang mit sogenannten Pushbacks hervorgehen soll. 
Der bisher unveröffentlichten Statistik zufolge, sollen 
seit März 2020 132 Flüchtlingsboote abgefangen 
worden sein. Frontex stoppe dabei die Flüchtlings-
boote und übergebe diese der griechischen Küsten-
wache, die dann die Motoren der Boote zerstöre und 
diese zurück in türkische Gewässer schleppe. Häufig 
würden die Menschen auch auf aufblasbaren Ret-
tungsinseln ausgesetzt werden, ohne die Chance zu 
haben, aus eigener Kraft an die Küste zu gelangen. 
Frontex-Chef Fabrice Leggeri verteidige die Praktiken 
jedoch, diese seien durch die Frontex-Regularien ge-
deckt. Eine eigens vom Europaparlament eingerich-
tete Prüfgruppe soll nun die Rolle von Frontex in die-
sem Zusammenhang untersuchen. 
 
Spiegel: Mehr als hundert Flüchtlingsboote bei 
Frontex-Einsätzen zurückgestoßen (10.04.2021) 

https://www.youtube.com/watch?v=ndfxRFIm6lo
https://www.youtube.com/watch?v=ndfxRFIm6lo
https://www.rettungskette.eu/de/home/
https://www.welt.de/politik/deutschland/article229269791/Abschiebungen-EU-droht-13-ruecknahmeunwilligen-Staaten-mit-Visa-Einschraenkungen.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article229269791/Abschiebungen-EU-droht-13-ruecknahmeunwilligen-Staaten-mit-Visa-Einschraenkungen.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/berichte-der-praesidentschaft/wiederaufnahme-rueckfuehrungen-und-freiwilliger-rueckkehr.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/berichte-der-praesidentschaft/wiederaufnahme-rueckfuehrungen-und-freiwilliger-rueckkehr.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/berichte-der-praesidentschaft/wiederaufnahme-rueckfuehrungen-und-freiwilliger-rueckkehr.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/berichte-der-praesidentschaft/wiederaufnahme-rueckfuehrungen-und-freiwilliger-rueckkehr.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.spiegel.de/politik/ausland/griechenland-mehr-als-100-fluechtlingsboote-bei-frontex-einsaetzen-zurueckgestossen-a-402fdff2-1404-4690-8dd2-3db4801487d6
https://www.spiegel.de/politik/ausland/griechenland-mehr-als-100-fluechtlingsboote-bei-frontex-einsaetzen-zurueckgestossen-a-402fdff2-1404-4690-8dd2-3db4801487d6
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130 Flüchtlinge vor lybischer Küste ertrunken  
Zeit Online berichtete am 23.04.2021, dass beim Un-
tergang eines Schlauchboots im Mittelmeer rund 
130 Flüchtlinge ertrunken seien. Nach Angaben der 
Hilfsorganisation SOS Méditerranée seien in den Ta-
gen vor dem Unglück mehrere Notrufe an Bord ver-
schiedener Boote befindlicher Menschen eingegan-
gen. Die Crew des Rettungsschiffs „Ocean Viking“ 
habe sich daraufhin auf die Suche nach den Men-
schen gemacht, habe jedoch niemanden retten kön-
nen. "Seit unserem Eintreffen vor Ort haben wir 
keine Überlebenden finden können, stattdessen min-
destens zehn Leichen in der Nähe des Wracks ausfin-
dig gemacht", sagte Luisa Albera von der „Ocean 

Viking“ gegenüber Zeit Online. Unter Berufung auf 
einen Artikel der Zeitung Avvenire berichtet Zeit On-
line, europäische Behörden hätten schon zwei Tage 
vor dem Unglück gewusst, dass im Kanal von Sizilien 
drei Boote von libyschen Schleusern ausgesetzt wa-
ren. Niemand habe jedoch Schiffe entsandt, um die 
Flüchtlinge zu retten.  Im zentralen Mittelmeer seien 
nach UN-Angaben in 2021 bislang etwa 360 Men-
schen gestorben.  
 
Zeit Online: Rund 130 Flüchtlinge vor der Küste Liby-
ens ertrunken (23.04.2021) 
 

Deutschland 

Erneute Sammelabschiebung nach Afghanistan 
Wie die Märkische Allgemeine Zeitung am 
14.04.2021 berichtete, seien am 07.04.2021 erneut 
20 Männer nach Afghanistan abgeschoben worden. 
Die Sammelabschiebung sei vom brandenburgischen 
BER-Flughafen gestartet. Das Bundesland habe dies 
angeboten, da es ein besonderes Interesse an der 
Abschiebung eines Intensivtäters gehabt hätte. An 
der Abschiebung seien jedoch auch weitere Bundes-
länder beteiligt gewesen – auch Nordrhein-Westfa-
len. Bereits im Vorfeld hatte es Proteste gegen die 
38. Sammelabschiebung nach Afghanistan gegeben. 
Die Organisation „Afghanistan not safe“ hatte zu 
Protestaktionen an verschiedenen Orten, u.a. am 
Kölner Hauptbahnhof am 05.04.2021 aufgerufen und 
erklärte am 30.03.2021 im Aufruf zur Demonstra-
tion: „In Afghanistan gibt es keine sicheren Gebiete, 
nirgends und für niemanden! Diese Abschiebungen 
sind ein rassistisches Verbrechen und nehmen den 
Tod der betroffenen Menschen bewusst in Kauf!“ 
 
MAZ: Abschiebung nach Afghanistan: Auch eine Per-

son aus Brandenburg beteiligt (14.04.2021)  

Afghanistan not safe: Aufruf: Kundgebung in Köln ge-
gen die 38. Sammelabschiebung nach Afghanistan 
(30.03.2021) 
 
Entwurf zum Bundespolizeigesetz: Mehr Hand-
lungsspielräume für Bundespolizei 
In einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für 
Inneres und Heimat am 22.03.2021 wurde der Ge-
setzentwurf der CDU/CSU und SPD vom 09.02.2021 

„zur Modernisierung der Rechtsgrundlagen der Bun-
despolizei“ (19/26541) von Vertreterinnen der Poli-
zei, Wissenschaft und Politik diskutiert. Aus dem Ge-
setzentwurf geht eine deutliche Ausweitung der Zu-
ständigkeiten und somit auch der Handlungsspiel-
räume der Bundespolizei, auch in flüchtlingsrelevan-
ten Themen, hervor. So sieht beispielsweise Artikel 3 
des Entwurfs eine Erweiterung der Befugnisse für 
Abschiebungen und Zurückschiebungen von Dritt-
staatsangehörigen vor. Der Sachverständige Andreas 
Roßkopf, von der Gewerkschaft der Polizei (GDP), 
spricht in seiner Stellungnahme von einer „General-
zuständigkeit der Bundespolizei zur Übernahme der 
Fallbearbeitung von den Ausländerbehörden und 
Vorbereitung (Passersatzbeschaffung, Abschiebe-
haft, Identitätsklärung pp.) und Durchführung auf-
enthaltsbeendender Maßnahmen für alle in ihrem 
örtlichen Zuständigkeitsbereich aufgegriffenen Per-
sonen mit unerlaubtem Aufenthalt und aller bei Zu-
fallskontrollen insbesondere an Bahnhöfen festge-
stellten Personen mit gültiger sachgrundbezogener 
Duldung […]“.  
Ferner könnte die die Bundespolizei Abschiebungen 
„aus eigenem Recht“ durchführen. Die möglichen 
Änderungen durch die Gesetzesnovelle stellen für 
die Bundespolizei zwar deutlich mehr Handlungs-
möglichkeiten dar, bedeuten aber gleichzeitig auch 
eine enorme Ausweitung der Aufgaben und werden 
auch deswegen seitens der GDP kritisch gesehen: 
„Für die beabsichtigten Aufgabenerweiterungen sind 
keinerlei personelle, finanzielle oder materielle Res-
sourcen vorhanden. Sie können nicht aus der Alltags-
organisation der Bundespolizei generiert werden.“ 

https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2021-04/mittelmeer-fluechtlinge-ertrunken-libyen-sos-mediterranee-ocean-viking?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2021-04/mittelmeer-fluechtlinge-ertrunken-libyen-sos-mediterranee-ocean-viking?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.maz-online.de/Brandenburg/Abschiebung-nach-Afghanistan-Auch-eine-Person-aus-Brandenburg-beteiligt
https://www.maz-online.de/Brandenburg/Abschiebung-nach-Afghanistan-Auch-eine-Person-aus-Brandenburg-beteiligt
https://www.frnrw.de/top/aufruf-kundgebung-in-koeln-gegen-die-38-sammelabschiebung-nach-afghanistan.html
https://www.frnrw.de/top/aufruf-kundgebung-in-koeln-gegen-die-38-sammelabschiebung-nach-afghanistan.html
https://www.frnrw.de/top/aufruf-kundgebung-in-koeln-gegen-die-38-sammelabschiebung-nach-afghanistan.html
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PRO ASYL kritisiert in einer Stellungnahme vom 
23.02.2021 den Gesetzentwurf insbesondere im Hin-
blick auf Art. 3. So sei die Begründung der Zuständig-
keit für aufenthaltsbeendende Maßnahmen allein 
durch einen zufälligen Aufgriff im Zuständigkeitsge-
biet der Bundespolizei nicht sachgerecht. Die jeweili-
gen Ausländerbehörden seien regelmäßig besser mit 
den betreffenden Fällen vertraut. Die Kriminalpoliti-
sche Zeitschrift „KriPoZ“ veröffentlichte auf ihrer 
Homepage eine Sammlung der verschiedenen Stel-
lungnahmen der Expertenanhörung zu dem Gesetz-
entwurf.  
 
Deutscher Bundestag: Drucksache 19/26541 

(09.02.2021)  

Andreas Roßkopf, GDP: Sachverständige Stellung-

nahme (22.03.2021) 

PRO ASYL: Kurzstellungnahme (23.02.2021) 

Kripoz.de – Sammlung der Stellungnahmen: Entwurf 

eines Gesetzes zur Modernisierung der Rechtsgrund-

lagen der Bundespolizei  

Gesetzentwurf: Weiterentwicklung des Ausländer-

zentralregisters  

Die Bundesregierung (BReg) hat am 31.03.2021 den 

Gesetzentwurf (19/28170) zur Weiterentwicklung 

des Ausländerzentralregisters (AZR) veröffentlicht. 

Damit soll das AZR das zentrale und einzige Dateisys-

tem für die Speicherung von Daten über Auslände-

rinnen werden. Die Ausländerbehörden sollen un-

mittelbar auf die Daten des AZR zugreifen und diese 

auch aktualisieren können. Die Deutsche Vereini-

gung für Datenschutz e.V. kritisierte bereits am 

09.02.2021 in einer Pressemitteilung den vorange-

gangenen Referentenentwurf vom 01.02.2021. Die 

BReg plane damit eine „Ausweitung der behördlichen 

Befugnisse ohne aber auch nur an einer Stelle die 

Transparenz für die Betroffenen und deren Möglich-

keit, rechtliches Gehör zu erhalten, zu verbessern“. 

Ferner handle es sich bei den Daten um hochsensible 

Informationen, die beispielsweise Auskunft über po-

litische Verfolgung und Notsituationen enthalten 

und somit besonders geschützt seien.  

Zu dem Gesetzentwurf findet am 03.05.2021, ab 

13.00 Uhr eine öffentliche Anhörung im Innenaus-

schuss des Deutschen Bundestages statt.  

Deutscher Bundestag - Gesetzentwurf: Drucksache 

19/28170 (31.03.2021)  

DVD – Presseerklärung: Deutsche Vereinigung für 
Datenschutz gegen AZR-Änderung (09.02.2021) 
 
Bundesregierung – Referentenentwurf (Stand 
01.02.2021) 
 
Deutscher Bundestag – Mitteilung zur Anhörung des 
Innenausschusses (26.04.2021) 
 
724 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in 
Deutschland verschwunden  
Wie Zeit Online am 18.04.2021 berichtete, wurden 
europaweit insgesamt 18.292 unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge, die zwischen 2018 und 2020 in 
die EU eingereist und in staatliche Obhut genommen 
worden waren, als vermisst gemeldet. Die Dunkelzif-
fer könne dabei höher sein, denn die europaweite 
Analyse des Rechercheverbundes „Lost in Europe“ 
offenbare eklatante Unterschiede der nationalen 
Statistiken. Allein in Deutschland seien, nach Anga-
ben des Bundeskriminalamtes, in den zwei Jahren 
7.806 Minderjährige zwischenzeitlich verschwunden 
gewesen – von 724 jungen Flüchtlingen fehle bis 
heute weiterhin jede Spur. Die meisten verschwun-
denen unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge 
seien demnach aus Afghanistan, Marokko und Alge-
rien nach Deutschland gekommen. Diese Zahlen be-
zeichne das BKA selbst als Näherungswerte. Der 
Bundesgeschäftsführer des Deutschen Kinderhilfs-
werkes äußerte sich gegenüber Zeit Online empört: 
"Dass das Bundeskriminalamt bei den Vermissten-
zahlen der unbegleiteten geflüchteten Kinder und Ju-
gendlichen an vielen Stellen im Dunkeln tappt, ist aus 
Kinderschutzgründen ein Skandal."   
 
Zeit Online: Von 724 minderjährigen Geflüchteten 

fehlt in Deutschland jede Spur (18.04.2021)  

Klage gegen den Verfassungsschutz wegen Befra-
gung von Flüchtlingen 
Wie die Tagesschau am 22.04.2021 berichtete, hat 
die Organisation Equal Rights Beyond Borders das 
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) wegen der 
Befragung eines aus Seenot geretteten Nigerianers 
auf Malta, dem daraufhin die Aufnahme in Deutsch-
land verwehrt wurde, verklagt. Mitarbeiterinnen 
deutscher Behörden würden seit einigen Jahren Be-
fragungen von Flüchtlingen im Ausland durchführen. 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwiI7fXV9KDwAhVDXhoKHXAzBiIQFjAAegQIBBAD&url=https%3A%2F%2Fdip21.bundestag.de%2Fdip21%2Fbtd%2F19%2F265%2F1926541.pdf&usg=AOvVaw3gUpUvtdQ31s9Q5BHJ6y6g
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwiI7fXV9KDwAhVDXhoKHXAzBiIQFjAAegQIBBAD&url=https%3A%2F%2Fdip21.bundestag.de%2Fdip21%2Fbtd%2F19%2F265%2F1926541.pdf&usg=AOvVaw3gUpUvtdQ31s9Q5BHJ6y6g
https://www.bundestag.de/resource/blob/829490/f800a1b77048cc8ff9f4903e0f642976/A-Drs-19-4-772-A-neu-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/829490/f800a1b77048cc8ff9f4903e0f642976/A-Drs-19-4-772-A-neu-data.pdf
https://kripoz.de/wp-content/uploads/2021/03/A-Drs-19-4-739.pdf
https://kripoz.de/2021/03/17/entwurf-eines-gesetzes-zur-modernisierung-der-rechtsgrundlagen-der-bundespolizei-stellungnahmen/
https://kripoz.de/2021/03/17/entwurf-eines-gesetzes-zur-modernisierung-der-rechtsgrundlagen-der-bundespolizei-stellungnahmen/
https://kripoz.de/2021/03/17/entwurf-eines-gesetzes-zur-modernisierung-der-rechtsgrundlagen-der-bundespolizei-stellungnahmen/
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/266/1926609.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/266/1926609.pdf
https://www.datenschutzverein.de/wp-content/uploads/2021/02/2021-02-09-DVD-PM-AZRWEntG.pdf
https://www.datenschutzverein.de/wp-content/uploads/2021/02/2021-02-09-DVD-PM-AZRWEntG.pdf
https://www.datenschutzverein.de/wp-content/uploads/2021/02/210201_Gesetz_zur_Weiterentwicklung_des_AZR_Verbaendebeteiligung.pdf
https://www.datenschutzverein.de/wp-content/uploads/2021/02/210201_Gesetz_zur_Weiterentwicklung_des_AZR_Verbaendebeteiligung.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/837674/1440c8be19041b3393e23e1985e1e0f3/TO-137-Sitzung-Anhoerung-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/837674/1440c8be19041b3393e23e1985e1e0f3/TO-137-Sitzung-Anhoerung-data.pdf
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2021-04/migration-flucht-unbegleitete-kinder-jungendliche-verschwunden
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2021-04/migration-flucht-unbegleitete-kinder-jungendliche-verschwunden
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Dabei sei nach Angaben der Juristinnen von Equal 
Rights Beyond Borders jedoch unklar, auf welcher 
Rechtsgrundlage die Mitarbeiterinnen des deutschen 
Inlandsnachrichtendienstes im Ausland tätig seien. 
Equal Rights Beyond Borders halten die Erhebung 
und Sammlung der Daten der Asylbewerberinnen 
durch den Verfassungsschutz für rechtswidrig. 
 
Tagesschau: Klage gegen Verfassungsschutz 

(22.04.2021)  

Bundesregierung plant Abschiebungen nach Syrien 
Wie die Welt am 21.04.2021 berichtete, bereite die 
Bundesregierung gezielt Abschiebungen von syri-
schen Staatsangehörigen vor. Ein Sprecher des In-
nenministeriums erklärte gegenüber der Welt: 
„Nach dem Auslaufen des Abschiebestopps durch die 
Innenministerkonferenz wird derzeit geprüft, wie sich 
Straftäter und islamistische Gefährder mit syrischem 
Pass abschieben lassen.“ Auch Dänemark wolle Ab-
schiebungen nach Syrien aufnehmen, berichtete die 
Zeit am 21.04.2021.  
In einer gemeinsamen Pressemitteilung der Landes-
flüchtlingsräte, medico International, syria not safe, 
adopt a revolution und PRO ASYL fordern die Organi-
sationen die Beendigung der Abschiebungspläne 
nach Syrien. Weiter heißt es in der Erklärung: „Ob 
Dänemark oder Deutschland: Es gilt die Europäische 
Menschenrechtskonvention. Sie verbietet Abschie-
bungen in Staaten, in denen Folter oder entwürdi-
gende Behandlung droht.“ 
 
Welt: Bundesregierung bereitet mögliche Abschie-

bungen nach Syrien vor (21.04.2021)  

Zeit Online: Zurück in keine Heimat (21.04.2021) 

PRO ASYL u.a. – Gemeinsame Presseerklärung: Däne-

marks Asylpolitik ist kein Vorbild: Syrien ist nicht si-

cher! Auch die Bundesregierung muss ihre dubiosen 

Abschiebungspläne einstampfen! (23.04.2021) 

 

Fiktionsbescheinigung ausreichend für Eröffnung ei-
nes Basiskontos  
Der Infodienst Schuldnerberatung informierte in ei-
nem Artikel vom 21.04.2021 über den Schlichter-
spruch des Ombudsmanns der öffentlichen Banken, 
der zu dem Ergebnis gekommen sei, dass auch eine 
Fiktionsbescheinigung zur Legitimation für die Eröff-
nung eines Basiskontos ausreiche. Außergerichtlich 
verhandelt wurde dabei der Fall eines Kunden, dem 
die Eröffnung des Kontos untersagt worden sei, da 
dieser lediglich eine Fiktionsbescheinigung, aber 
keine Ausweispapiere vorlegen konnte. Nach Ansicht 
des Ombudsmannes greifen hier die vereinfachten 
Sorgfaltspflichten gemäß § 14 GWG für die Bank, da 
die Nutzung eines Basiskontos nur ein geringes Ri-
siko für Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
darstelle. Darüber hinaus dürfe der Kunde mit einer 
Fiktionsbescheinigung einer Erwerbstätigkeit nach-
gehen und benötige hierfür ein Basiskonto. 
 
Infodienst Schuldnerberatung: Eröffnung eines Ba-
siskontos bei Vorlage einer Fiktionsbescheinigung 
(Schlichterspruch) (21.04.2021) 
 
Der Paritätische fordert digitale Teilhabe armer 
Menschen 
Der Paritätische Gesamtverband veröffentlichte am 
19.04.2021 ein Positionspapier des Vorstands vom 
19.03.2021 zur digitalen Ausstattung einkommens-
schwacher Haushalte. Die technische Ausstattung 
mit mobilen Endgeräten und dem Zugang zum Inter-
net gehöre zum soziokulturellen Existenzminimum. 
Für diejenigen ohne Zugang zum digitalen Raum sei 
der gesellschaftliche Ausschluss groß. Dies habe sich 
jüngst im Zusammenhang mit der Benachteiligung 
armer Schülerinnen beim Homeschooling gezeigt. 
Der Paritätische Gesamtverband fordert deswegen 
u.a. die Anhebung der Regelsätze auf ein bedarfsge-
rechtes und armutsfestes Niveau, das auch laufende 
Verbrauchsausgaben zur Sicherstellung digitaler Teil-
habe angemessen berücksichtige, um digitale Teil-
habe sicherzustellen. 
 
Der-Paritätische.de – Pressemitteilung: Digitale Teil-
habe armer Menschen (19.04.2021) 

 

 

 

  

https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/verfassungsschutz-asyl-101.html?fbclid=IwAR3-kA_IJKuVyfngzIzA-Qi8foIkLoEu-n5G92HRrgaSvmd6BIK8OsKZHGU
https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/verfassungsschutz-asyl-101.html?fbclid=IwAR3-kA_IJKuVyfngzIzA-Qi8foIkLoEu-n5G92HRrgaSvmd6BIK8OsKZHGU
https://www.welt.de/politik/deutschland/article230561817/Bundesregierung-bereitet-moegliche-Abschiebungen-nach-Syrien-vor.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article230561817/Bundesregierung-bereitet-moegliche-Abschiebungen-nach-Syrien-vor.html
https://www.zeit.de/2021/17/fluechtlinge-daenemark-abschiebung-syrien-deutschland/komplettansicht
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20210423_Gemeinsame_PM_Syrien_ist_nicht_sicher.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20210423_Gemeinsame_PM_Syrien_ist_nicht_sicher.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20210423_Gemeinsame_PM_Syrien_ist_nicht_sicher.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20210423_Gemeinsame_PM_Syrien_ist_nicht_sicher.pdf
https://www.infodienst-schuldnerberatung.de/schlichtung_fiktionsbescheinigung/
https://www.infodienst-schuldnerberatung.de/schlichtung_fiktionsbescheinigung/
https://www.infodienst-schuldnerberatung.de/schlichtung_fiktionsbescheinigung/
https://www.infodienst-schuldnerberatung.de/schlichtung_fiktionsbescheinigung/
https://www.der-paritaetische.de/fachinfo/digitale-teilhabe-armer-menschen-der-paritaetische-fordert-hilfen-zur-digitalen-ausstattung-einkomme/
https://www.der-paritaetische.de/fachinfo/digitale-teilhabe-armer-menschen-der-paritaetische-fordert-hilfen-zur-digitalen-ausstattung-einkomme/
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/266/1926609.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/266/1926609.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/266/1926609.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/266/1926609.pdf
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Nordrhein-Westfalen 

 
24 Tamilinnen aus NRW abgeschoben  
Wie der WDR am 30.03.2021 berichtete, seien am 
selben Tag 24 Tamilinnen nach Sri Lanka abgescho-
ben worden. Die Menschen seien demnach am 
Abend zuvor aus der Abschiebungshaftanstalt in Bü-
ren zum Düsseldorfer Flughafen gebracht worden, 
bevor sie dann mit dem Flugzeug nach Sri Lanka ab-
geschoben wurden. Bereits zwei Tage vor der Ab-
schiebung hätten knapp 200 Menschen vor der Ab-
schiebungshaftanstalt protestiert. Am Tag der Ab-
schiebung hätten sich rund 50 Protestierende am 
Flughafen eingefunden. Der Flüchtlingsrat NRW 
(FRNRW) kritisierte bereits in einer Pressemitteilung 
vom 26.03.2021 die angekündigte Abschiebung nach 
Sri Lanka: „Aus guten Gründen waren Abschiebungen 
nach Sri Lanka in den letzten Jahren so gut wie aus-
gesetzt. Insbesondere der tamilischen Bevölkerung 
drohen zunehmend Menschenrechtsverletzungen“, 
sagte Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des FRNRW. 
Noch am 23.03.2021 hatte der UN-Menschenrechts-
rat Sri Lanka eine katastrophale Menschenrechtsbi-
lanz attestiert. Wie aus der Antwort (Arbeitsnummer 
3/637) des Bundesinnenministeriums (BMI) auf eine 
schriftliche Frage der Bundestagsabgeordneten Filiz 
Polat (Bündnis 90/Die Grünen) vom 06.04.2021 her-
vorgeht, ist für das BMI die bloße Zugehörigkeit zur 
Volksgruppe der Tamilinnen kein Grund für die Ge-
währung internationalen Schutzes. Abschiebungen 
lägen in der Verantwortung der Länder, das BMI 
habe kein Initiativrecht für den Erlas eines Abschie-
bungsstopps. 
 
Über einen Betroffenen im Zuge der Sammelabschie-
bung berichtete Focus Online am 08.04.2021. Der 
36-jährige Oberhausener sei in die Ausländerbe-
hörde gebeten worden, um seinen Arbeitsvertrag 
und seine Aufenthaltspapiere vorzuzeigen. Dort sei 
er dann festgenommen und in Abschiebungshaft ge-
bracht worden. Die Initiative „Willkommen Oberhau-
sen“ kritisiert diese Art der Abschiebung: „Dies muss 
auch als Botschaft an andere Geflüchtete verstanden 
werden, dass selbst Routinetermine nicht angstfrei 
ohne Begleitperson wahrgenommen werden können. 
Diese Form der Abschreckungspolitik reiht sich als lo-
gische Konsequenz in Abschreckungsmaßnahmen 
wie die Zustände in den Geflüchtetenlagern an den 
EU-Außengrenzen ein – und gehört umgehend abge-
schafft.". 

 
WDR: Große Abschiebung von Tamilen aus Büren 
empört Flüchtlingsrat (30.03.2021) 

 
FR NRW - Pressemitteilung: Keine Abschiebung nach 
Sri Lanka!  (26.03.2021) 
 
BMI – Antwort auf Schriftliche Frage (3/637) 
(06.04.2021) 
 
OHCHR: Human Rights Council Renews Mandate of 
Special Rapporteur on the Environment, Adopts Re-
solutions on Sri Lanka, Nicaragua, Occupied Palesti-
nian Territory, and on Unilateral Coercive Measures 
(23.03.2021) 
 
Focus: Tamile wird zu Routinetermin in Behörde ge-
rufen - und landet in Abschiebehaft (08.04.2021)  

Weitere Abschiebungen nach Guinea geplant 
Wie die Zeitung Neues Deutschland am 20.04.2021 
berichtete, habe in den vergangenen Monaten eine 
Delegation aus Guinea in Nordrhein-Westfalen die 
deutschen Behörden bei der Vorbereitung von Ab-
schiebungen unterstützt, indem sie Schutzsuchende 
identifiziert und Ausweispapiere ausgestellt habe. 
Birgit Naujoks vom Flüchtlingsrat NRW kritisierte ge-
genüber der Zeitung die geplanten Abschiebungen 
scharf: „Nordrhein-Westfalen fährt ohnehin eine ri-
gide Abschiebepraxis und hat auch während Corona 
keine Pause damit gemacht. Gerade in dieser Situa-
tion ist es besonders verwerflich und auch unverant-
wortlich, Schutzsuchende verstärkt nach Guinea ab-
zuschieben.“ Jules El-Khatib, stellvertretender Lan-
dessprecher von DIE LINKE NRW, forderte in einer 
Pressemitteilung vom 22.04.2021 einen generellen 
Abschiebungsstopp nach Guinea. In Guinea würden 
Menschen inhaftiert, weil sie in der Opposition aktiv 
seien. Dies hindere die NRW-Landesregierung jedoch 
nicht daran, mit der guineischen Regierung zusam-
menzuarbeiten, so El-Khatib. 

Eine für den 20.04.2021 geplante Abschiebung 
wurde nach Angaben von Aktion Bleiberecht stor-
niert. 

ND: Mehr Abschiebungen nach Guinea geplant 
(20.04.2021) 

https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/abschiebung-von-tamilen-aus-bueren-100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/abschiebung-von-tamilen-aus-bueren-100.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/presseerklaerungen/keine-abschiebung-nach-sri-lanka.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/presseerklaerungen/keine-abschiebung-nach-sri-lanka.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/210331_SF_Abschiebung_Sri_Lanka.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/210331_SF_Abschiebung_Sri_Lanka.pdf
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pages/NewsDetail.aspx?NewsID=26938&LangID=E
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pages/NewsDetail.aspx?NewsID=26938&LangID=E
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pages/NewsDetail.aspx?NewsID=26938&LangID=E
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pages/NewsDetail.aspx?NewsID=26938&LangID=E
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pages/NewsDetail.aspx?NewsID=26938&LangID=E
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/Pages/NewsDetail.aspx?NewsID=26938&LangID=E
https://www.focus.de/panorama/welt/oberhausen-in-auslaenderbehoerde-wurde-tamile-festgenommen-und-abgeschoben-stadt-kritisiert-vorgehen_id_13172201.html
https://www.focus.de/panorama/welt/oberhausen-in-auslaenderbehoerde-wurde-tamile-festgenommen-und-abgeschoben-stadt-kritisiert-vorgehen_id_13172201.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/1150979.trotz-corona-pandemie-mehr-abschiebungen-nach-guinea-geplant.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/1150979.trotz-corona-pandemie-mehr-abschiebungen-nach-guinea-geplant.html
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Die Linke NRW – Pressemitteilung: Abschiebung nach 
Guinea – NRW-Landesregierung opfert Menschen-
rechte (20.04.2021) 

Suizidgefährdete Frau mit drei Kindern abgescho-
ben 
Die Diakonie an Sieg und Rhein berichtete am 
22.04.2021 auf ihrer Homepage über die Abschie-
bung einer Frau nach Albanien. Die suizidgefährdete 
Frau sei in der Nacht zum 22.04.2021, gegen 4 Uhr 
aus einer geschlossenen Station des LVR Klinikum 
Bonn von der Ausländerbehörde und der Polizei ab-
geholt worden. Zwei der drei minderjährigen Kinder 
sollen aus einem Kinderheim abgeholt worden sein. 
Der älteste Sohn sei in Handschellen aus der Woh-
nung in Hennef nach Düsseldorf gebracht worden. 
Dort sollen dann die Mutter und ihre Kinder am frü-
hen Morgen nach Albanien abgeschoben worden 

sein. In Albanien lebe auch ihr Exehemann, der sie in 
der Vergangenheit mit dem Tode bedroht habe. Nun 
befürchte die Diakonie eine Retraumatisierung und 
gehe von einer „ganz erheblichen Gefahrenlage“ aus. 
Härtefallkommission und Petitionsausschuss des 
Landes NRW hätten in diesem Fall eine Aufenthalts-
erlaubnis aus humanitären Gründen befürwortet. Di-
akonie-Geschäftsführer Ehmann kritisiert die trotz-
dem durchgeführte Abschiebung der Ausländerbe-
hörde: „Ich nehme in der Ausländerbehörde des 
Rhein-Sieg-Kreises eine Haltung wahr, die zeigt, dass 
humanitäre Gründe keine Rolle bei Entscheidungen 
spielen. Diese Haltung wird durch den vorliegenden 
Fall und in vielen weiteren Fällen deutlich.“ 

Diakonie Rhein/Sieg: Abschiebung einer Frau und ih-
rer drei minderjährigen Kinder – Diakonie: „Das 
macht fassungslos“ (22.04.2021) 

Rechtsprechung und Erlasse

BVerwG: Unterlassung einer persönlichen Anhö-
rung im Asylverfahren 
Mit Urteil (AZ.: 1 C 41.20) vom 30.03.2021 hat das 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) über die 
Rechtsfolgen einer unterlassenen persönlichen An-
hörung im Asylverfahren vor dem Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) für das asylge-
richtliche Verfahren entschieden. Geklagt hatte ein 
Flüchtling, dem in Italien die Flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt wurde und dem ohne persönliche Anhö-
rung, aufgrund der Einreise aus einem sicheren Dritt-
staat, das Asylrecht in Deutschland verwehrt wurde. 
Auf Vorlage des Bundesverwaltungsgerichts hatte 
der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) im 
Juni 2020 entschieden, dass ein behördlicher Ver-
stoß gegen das unionsrechtliche Gebot, den Flücht-
ling vor einer Unzulässigkeitsentscheidung persön-
lich anzuhören, zur Aufhebung dieser Entscheidung 
und zur Zurückverweisung der Sache an die Asylbe-
hörde führt, soweit der Flüchtling nicht im Rahmen 
des Rechtsbehelfsverfahrens in einer Anhörung per-
sönlich alle gegen die Entscheidung sprechenden 
Umstände habe vortragen können. Das BVerwG fol-
gert daraus, dass das Verwaltungsgericht (VG) unter 
Berücksichtigung der konkreten Umstände des Ein-
zelfalls mehrere Handlungsmöglichkeiten habe: Das 

Gericht könne die Anhörung selbst durchführen oder 
dem BAMF die Gelegenheit geben, diese nachzuho-
len. Darüber hinaus könne das VG den angefochte-
nen Unzulässigkeitsbescheid aufheben, damit das 
BAMF nach einem fehlerfreien Verfahren eine neu-
erliche Entscheidung treffen könne. 

BVerwG Urteil - AZ.: 1 C 41.20 (30.03.2021) 

BVerwG: Ehegattennachzug bei Ehe nach der Flucht 
nicht pauschal auszuschließen 
Mit Urteil (AZ.: 1 C 30.19) vom 17.12.2020 bestätigte 
das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Berlin (VG) vom 28.06.2019 
(AZ.: VG 38 K 42.19 V), insofern, dass der Ehegatten-
nachzug von Flüchtlingen in der Regel auszuschlie-
ßen sei, wenn die Ehe nicht bereits vor der Flucht im 
Herkunftsland geschlossen wurde. Eine „Ausnahme 
von der Regel“ sei allerdings im Einzelfall möglich 
und notwendig. Das BVerwG führt im Urteil einige 
Faktoren auf, welche eine „Ausnahme von der Re-
gel“ bewirken könnten. Demnach sei beispielweise 
die Dauer der räumlichen Trennung der Familie von 
maßgeblicher Bedeutung. Ferner sei dem Wohl eines 
gemeinsamen Kindes besonderes Gewicht beizumes-
sen. Im vorliegenden Fall floh ein syrisches Paar im 

https://www.dielinke-nrw.de/start/aktuell/detail/news/abschiebung-nach-guinea-nrw-landesregierung-opfert-menschenrechte/
https://www.dielinke-nrw.de/start/aktuell/detail/news/abschiebung-nach-guinea-nrw-landesregierung-opfert-menschenrechte/
https://www.dielinke-nrw.de/start/aktuell/detail/news/abschiebung-nach-guinea-nrw-landesregierung-opfert-menschenrechte/
https://www.diakonie-sieg-rhein.de/abschiebung-einer-frau-und-ihrer-drei-minderjaehrigen-kinder-diakonie-das-macht-fassungslos/?fbclid=IwAR1RWSPSZFjPnmGHqZ521bamXOhC4N93UBOU0ouPMrqgd6m04Urkvf6bCbA
https://www.diakonie-sieg-rhein.de/abschiebung-einer-frau-und-ihrer-drei-minderjaehrigen-kinder-diakonie-das-macht-fassungslos/?fbclid=IwAR1RWSPSZFjPnmGHqZ521bamXOhC4N93UBOU0ouPMrqgd6m04Urkvf6bCbA
https://www.diakonie-sieg-rhein.de/abschiebung-einer-frau-und-ihrer-drei-minderjaehrigen-kinder-diakonie-das-macht-fassungslos/?fbclid=IwAR1RWSPSZFjPnmGHqZ521bamXOhC4N93UBOU0ouPMrqgd6m04Urkvf6bCbA
https://www.diakonie-sieg-rhein.de/abschiebung-einer-frau-und-ihrer-drei-minderjaehrigen-kinder-diakonie-das-macht-fassungslos/?fbclid=IwAR1RWSPSZFjPnmGHqZ521bamXOhC4N93UBOU0ouPMrqgd6m04Urkvf6bCbA
https://www.bverwg.de/de/pm/2021/21
https://www.bverwg.de/de/pm/2021/21
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Jahre 2012 nach Jordanien. Die Eheschließung er-
folgte 2014 und 2016 wurde ein gemeinsames Kind 
in Jordanien geboren. Der Ehemann lebt seit 2015 
mit subsidiärem Schutzstatus in der Bundesrepublik. 
Im Jahr 2019 wurde die Erteilung des Ehegatten-
nachzugs für die Ehefrau mit der Begründung abge-
lehnt, die Ehe sei nicht bereits vor der Flucht ge-
schlossen worden. Der Rechtsstreit wird nach dem 
Urteil des BVerwG erneut an das VG zurückverwie-
sen. 

BVerwG Urteil - AZ.: 1 C 30.19 (17.12.2020)  

OLG Hamm: Anforderungen an Wohnungsdurchsu-
chung zum Auffinden von Ausweispapieren 
Mit Beschluss vom 10.03.2021 (15 W 80/21) stellt 
das Oberlandesgericht Hamm klar, dass eine Woh-
nungsdurchsuchung zum Zwecke des Auffindens von 
Identitätspapieren nur dann angeordnet werden 
darf, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sich in der Wohnung Ausweis- oder Identifikati-
onspapiere befinden. Die Verletzung aufenthalts-
rechtlicher Mitwirkungspflichten oder der allge-
meine Erfahrungsschatz von Behörden, wonach so 
gut wie alle ausreisepflichtigen Personen Ausweispa-
piere besäßen, die sie bewusst den Ausländerbehör-
den vorenthielten, stellen demnach keine konkreten 
Anhaltspunkte für die Wohnungsdurchsuchung dar. 

OLG Hamm Beschluss – AZ.: 15 W 80/21 
(10.03.2021)  

OVG Rheinland-Pfalz: Abschiebung nach Griechen-
land untersagt 
Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz (OVG) 
hat mit Beschluss (7 B 10450/21.OVG) vom 
25.03.2021 die Abschiebung des Klägers nach Grie-
chenland während des laufenden Klageverfahrens 
untersagt. Das OVG sieht im Falle einer Abschiebung 
die Gefahr, dass selbst ein arbeitsfähiger, alleinste-
hender und gesunder Mann wie der Kläger seine ele-
mentarsten Bedürfnisse in Griechenland für einen 
längeren Zeitraum nicht befriedigen könnte. Es folgt 
damit den Entscheidungen des OVG NRW (vgl. OVG 
NRW, Urteile vom 21. Januar 2021 - 11- A 1564/20.A 
sowie 11 A 2982/20.A).  

Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht ent-
schied am 19.04.2021 (vgl. Az.: 10 LB 244/20 und 10 
LB 245/20) ähnlich. Demnach dürfen keine in 

Griechenland anerkannte Flüchtlinge derzeit dorthin 
abgeschoben werden. 

OVG Rheinland-Pfalz Beschluss – AZ.: 7B 
10450/21.OVG (25.03.2021) 

OVG Niedersachen Beschluss – AZ.: 10 LB 244/20 
(19.04.2021) 

SG Düsseldorf: Bundesverfassungsgericht soll Leis-
tungskürzungen prüfen 
Mit Beschluss (Az.: S 17 AY 21/20) vom 14.04.2021 
legt das Sozialgericht (SG) Düsseldorf dem Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) die Frage vor, ob die 
Leistungskürzungen für alleinstehende, analogleis-
tungsberechtigte Menschen in Gemeinschaftsunter-
künften, nach § 2 Abs. 1 S. 4 Nr. 1 AsylbLG, mit der 
Verfassung zu vereinbaren sind. Das SG Düsseldorf 
sieht in der zehnprozentigen Leistungskürzung für 
Menschen in Flüchtlingsunterkünften eine Verlet-
zung des Grundrechts auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums nach Art. 1 
Abs. 1 Grundgesetz (GG). 

Auch das Hessische Landessozialgericht äußert in ei-
nem Beschluss vom 16.04.2021 (Az.: L 4 AY 3/21 B 
ER) Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Leis-
tungskürzung in Regelbedarfsstufe 2 für alleinste-
hende Erwachsene in Gemeinschaftsunterkünften 
und gewährt der Antragstellerin Leistungen nach Re-
gelbedarfsstufe 1.   

SG Düsseldorf Urteil – AZ.: S 17 AY 21/20 
(14.04.2021) 

LSG Hessen Beschluss – AZ.: L 4 AY 3/21 B ER 
(16.04.2021) 

VG Köln: Kein Corona-Zwangstest bei Abschiebung 
möglich 
Mit Beschluss vom 27.10.2020 stellt das Verwal-
tungsgericht (VG) Köln klar, dass ein erzwungener 
Corona-Test bei einer Abschiebung, wenn der Rück-
kehrstaat diesen für eine Einreise verlangt, nicht auf 
§ 82 Abs. 4 S. 1 und 2 AufenthG gestützt werden 
kann. Das VG Köln begründet seine Entscheidung da-
mit, dass die Anordnung einer Untersuchung in § 82 
Abs. 4 AufenthG ausschließlich auf die Prüfung der 
Reisefähigkeit abstelle. Eine Testung auf das Corona-

https://www.bverwg.de/171220U1C30.19.0
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/29435.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/29435.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/20210415140852349.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/20210415140852349.pdf
https://www.juris.de/jportal/portal/t/1tkj/page/homerl.psml?nid=jnachr-JUNA210401506&cmsuri=%2Fjuris%2Fde%2Fnachrichten%2Fzeigenachricht.jsp
https://www.juris.de/jportal/portal/t/1tkj/page/homerl.psml?nid=jnachr-JUNA210401506&cmsuri=%2Fjuris%2Fde%2Fnachrichten%2Fzeigenachricht.jsp
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/SG_Duesseldorf_v._13.04.2021_-S_17_AY_21-20_Vorlagebeschluss_zur_RBS_2_in_Gemeinschaftsunterkuenften.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/SG_Duesseldorf_v._13.04.2021_-S_17_AY_21-20_Vorlagebeschluss_zur_RBS_2_in_Gemeinschaftsunterkuenften.pdf
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE210000695
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE210000695
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Virus zur Prüfung der Erfüllung der Einreisebestim-
mungen in gewisse Staaten sei davon nicht umfasst. 

VG Köln Beschluss – AZ.: 12 L 1926/20 (27.10.2020)  

VG Gelsenkirchen: BAföG-Anspruch bei Studi-
umsabbruch wegen Flucht 
Mit Urteil vom 02.03.2021 (15 K 2516/19) hat das 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen entschieden, dass 
ein subsidiär Schutzberechtigter, der wegen der 
Flucht sein Studium im Herkunftsstaat abbrechen 
musste, in Deutschland bei Aufnahme eines Studi-
ums, und dem Vorliegen aller sonstigen Vorausset-
zungen, Anspruch auf BAföG hat. Die Beendigung 
des Studiums im Herkunftsland stelle sich als Ab-
bruch aus unabweisbarem Grund im Sinne von § 7 
Abs. 3 BAföG dar.  

VG Gelsenkirchen Urteil – AZ.: 15 K 2516/19 
(02.03.2021) 

BMI: Erlass zum Familiennachzug 
Mit Erlass vom 12.04.2021 informiert das Bundesin-
nenministerium (BMI) über Änderungen im Kontext 
der aufenthaltsrechtlichen Regelungen zum Famili-
ennachzug. So enthält der Erlass Hinweise zu den 
Auswirkungen des Urteils des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG) vom 17.12.2020 (1 C 30.19) zu den 
Ausnahmen vom Ausschluss des Familiennachzugs 
zu subsidiär Schutzberechtigten, wenn die Ehe erst 
nach der Flucht geschlossen wurde.  

Darüber hinaus sind Informationen zur Härtefallre-
gelung des § 30 Abs. 1 S. 3 Nr. 6 AufenthG in Bezug 

auf die Unmöglichkeit der Einhaltung der Sprachan-
forderungen beim Ehegattennachzug enthalten. Um 
eine einheitliche Handhabung der Auslandsvertre-
tungen zu gewährleisten und Besonderheiten der ak-
tuellen Pandemiesituation zu berücksichtigen, sei 
seitens des Auswärtigen Amtes in Abstimmung mit 
dem Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat der entsprechende Visumhandbuchbeitrag 
überarbeitet und anhand von Regelbeispielen kon-
kretisiert worden. 
Ferner informiert der Erlass auch über die alterna-
tive Glaubhaftmachung von Identität, Staatsangehö-
rigkeit und Verwandtschaftsverhältnis beim Famili-
ennachzug zu eritreischen Schutzberechtigten sowie 
von Uiguren und anderen chinesischen Minderhei-
ten, wenn ein Nachweis mit amtlichen Urkunden, 
nach § 82 AufenthG, im Einzelfall nicht möglich ist. 
Bei Eritreerinnen soll künftig vermehrt eine alterna-
tive Glaubhaftmachung vorgenommen werden, 
wenn eine Nachforderung als von vorneherein un-
möglich bzw. unzumutbar angesehen werden kann 
oder aufgrund des bisherigen Zeitablaufs eine bal-
dige Beibringung der amtlichen Dokumente nicht zu 
erwarten ist oder ein weiteres Nachfordern eine un-
zumutbare Härte darstellen würde. Bei Angehörigen 
der uigurischen Minderheit und anderen verfolgten 
chinesischen Minderheiten erfolgt bereits dann, 
wenn Anhaltspunkte bestehen, dass eine Beschaf-
fung amtlicher Dokument unzumutbar sein könnte, 
seitens zuständiger Auslandsvertretungen eine Prü-
fung im Rahmen der alternativen Glaubhaftma-
chung. 

BMI – Erlass: M3-21002/1#65 (12.04.2021) 

Zahlen und Statistik 

Rechte Gewalt in NRW: Trotz Corona auf hohem Ni-
veau 
Die Opferberatung Rheinland (OBR) und die Bera-
tungsstelle für Opfer rechtsextremer, rassistischer 
und antisemitischer Gewalt BackUp, berichteten in 
einer gemeinsamen Pressemitteilung vom 
13.04.2021 über eine trotz der Corona-Pandemie 
hohe Anzahl rechter Gewalttaten in Nordrhein-
Westfalen. Die gesammelten Erkenntnisse entstam-
men dabei der Jahresstatistik 2020 von OBR und Ba-
ckUp. Trotz Shutdown und Social Distancing 

verzeichneten die Beratungsstellen in 2020 ein ähn-
lich hohes Niveau rechter Gewalt wie in 2019. Der 
Rückgang betrage demnach lediglich 2 %. Insgesamt 
habe es in 2020 198 rechte Gewalttaten gegenüber 
mindestens 267 Menschen gegeben. Dabei habe die 
rassistisch motivierte Gewalt mit 138 Gewalttaten 
weiter zugenommen. Gestiegen sei auch die Gewalt 
gegen politische Gegner (43 Gewalttaten). Die Ge-
walttaten im Umfeld von Demonstrationen hätten 
sich gar verdoppelt (13 Angriffe). Darüber hinaus 
würden den Beratungsstellen immer mehr Angriffe 

https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/12_L_1926_20_Beschluss_VG_Ko__ln.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/12_L_1926_20_Beschluss_VG_Ko__ln.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/29449.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/29449.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/2021-04-12_Hinweise_zum_Familiennachzug__BMI_.pdf
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im direkten Wohnumfeld gemeldet werden. „Wenn 
dieser sensible Ort aber Ziel von Angriffen wird, kann 
das Sicherheitsgefühl im eigenen Zuhause massiv er-
schüttert werden und bei den Betroffenen zu einem 
chronisch hohen Stresslevel mit gravierenden ge-
sundheitlichen Folgen führen,“ so Birgit Rheims von 
der OBR. 
 
OBR & BackUp: Rechte Gewalt in NRW bleibt trotz 
Pandemie auf hohem Niveau (13.04.2021) 
 
Hohe Fehlerquote beim BAMF 
Aus der Antwort (BT-Drucksache 19/26738) des Bun-
desinnenministeriums (BMI) vom 30.03.2021 auf 
eine Kleine Anfrage der Bundestagsabgeordneten 
Ulla Jelpke u. a. der Fraktion DIE LINKE zur Asylstatis-
tik für das Jahr 2020 geht hervor, dass in mehr als 

20.000 Fällen das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) den Schutzstatus rechtwidrig ver-
weigerte oder einen unzureichenden Schutzstatus 
erteilte. „Diese überaus hohe Fehlerquote ist ein Ar-
mutszeugnis für die Behörde. Das viel gepriesene 
Qualitätsmanagement lässt ganz offensichtlich zu 
wünschen übrig", erklärte Jelpke am 13.04.2021 in 
einer Pressemitteilung. Bei den Flüchtlingen aus Af-
ghanistan seien in 2020 sogar 60 Prozent der Be-
scheide durch die Gerichte aufgehoben worden. 
 
BMI – Antwort der Bundesregierung: Drucksache 
19/26738 (30.03.2021) 
 
Ulla Jelpke – Pressemitteilung: Fehlerquote beim 
BAMF ist viel zu hoch (13.04.2021) 

Materialien 

Passpflicht, Mitwirkungspflicht zur Passbeschaffung 
und Identitätsklärung am Beispiel Gambia  
Der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg (FRBW) hat 
im März 2021 eine Arbeitshilfe bezüglich der Pass-
pflicht, der Mitwirkungspflicht zur Passbeschaffung 
und der Identitätsklärung am Beispiel von gambi-
schen Dokumenten mit Fokus auf geduldete Gam-
bierinnen bereitgestellt. 

  
FRBW – Arbeitshilfe: Passpflicht, Mitwirkungspflicht 
zur Passbeschaffung und Identitätsklärung am Bei-
spiel Gambia (03/21) 
 
Politikbericht 2019: Migration, Integration, Asyl  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat am 
16.03.2021 den jährlich erscheinenden Bericht „Poli-
tikbericht 2019: Migration, Integration, Asyl“ der na-
tionalen Kontaktstelle des Europäischen Migrations-
netzwerks (EMN) veröffentlicht. Der Bericht be-
schreibt die Entwicklungen in verschiedenen The-
menfeldern der Migrations-, Integrations- und Asyl-
politik. 
 
BAMF – Politikbericht 2019: Migration, Integration, 
Asyl (16.03.2021)  
 
 
Gutachten zum Dokumentensystem in Eritrea im 
Zusammenhang mit Familiennachzug 

Die Organisationen International Refugee Assistance 
Project (IRAP) und Equal Rights – Beyond Boarders 
haben am 14.04.2021 das Gutachten „Expert O-
pinion on the Possibilities of Obtaining Documents 
for Eritrean Refugees in the Context of Family Reuni-
fication“ veröffentlicht. Darin wurden der Zustand 
des Dokumentensystems Eritreas und die Möglich-
keiten der nachträglichen Dokumentenbeschaffung 
im Zusammenhang mit dem Familiennachzug er-
forscht. 
 
IRAP – Gutachten: Dokumentensystem in Eritrea 
(14.04.2021) 
 
Ergebnisse der Online-Umfrage zur Situation junger 
geflüchteter Menschen 
Der Bundesfachverband unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge e.V. (Bundesfachverband umF) hat am 
19.04.2021 die Ergebnisse der bundesweiten Online-
Umfrage: „Die Situation geflüchteter junger Men-
schen in Deutschland“ veröffentlicht. Auch im Jahr 
2020 seien bundesweit Fachkräfte, die in unter-
schiedlichen Bereichen mit jungen Geflüchteten ar-
beiten, zu ihrer Einschätzung der aktuellen Situation 
junger Flüchtlinge befragt worden. 
 
UmF – Ergebnisse Online-Umfrage: Die Situation ge-
flüchteter junger Menschen in Deutschland 
(19.04.2021) 
 

https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/PM_rechte_Gewalt_NRW_2020.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/PM_rechte_Gewalt_NRW_2020.pdf
https://www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2021/04/KA-19_26738-Erg%C3%A4nzende-Informationen-zur-Asylstatistik-2020.pdf
https://www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2021/04/KA-19_26738-Erg%C3%A4nzende-Informationen-zur-Asylstatistik-2020.pdf
https://www.ulla-jelpke.de/2021/04/fehlerquote-beim-bamf-steigt/
https://www.ulla-jelpke.de/2021/04/fehlerquote-beim-bamf-steigt/
https://www.frnrw.de/top/arbeitshilfe-passpflicht-mitwirkungspflicht-zur-passbeschaffung-und-identitaetsklaerung-am-beispiel-gambia.html
https://www.frnrw.de/top/arbeitshilfe-passpflicht-mitwirkungspflicht-zur-passbeschaffung-und-identitaetsklaerung-am-beispiel-gambia.html
https://www.frnrw.de/top/arbeitshilfe-passpflicht-mitwirkungspflicht-zur-passbeschaffung-und-identitaetsklaerung-am-beispiel-gambia.html
https://www.frnrw.de/top/arbeitshilfe-passpflicht-mitwirkungspflicht-zur-passbeschaffung-und-identitaetsklaerung-am-beispiel-gambia.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Politikberichte/emn-politikbericht-2019-germany.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/Politikberichte/emn-politikbericht-2019-germany.html
https://equal-rights.org/en/news/report-documents-eritrea/
https://equal-rights.org/en/news/report-documents-eritrea/
https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2021/04/webversion_onlineumfrage2020.pdf
https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2021/04/webversion_onlineumfrage2020.pdf
https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2021/04/webversion_onlineumfrage2020.pdf
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Arbeitshilfe: Meldepflichten in Bezug auf EU-Bürge-
rinnen an die Ausländerbehörde 
Die Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung 
Asylsuchender e.V. (GGUA) hat am 22.04.2021 die 
Arbeitshilfe „SGB II / SGB XII-Anträge von Unionsbür-
ger*innen: Meldepflichten an die Ausländerbe-
hörde“ veröffentlicht. In der Arbeitshilfe sollen die 
gesetzlichen Regelungen zu den Mitteilungspflichten 
und -befugnissen der Sozial- und Ausländerbehörden 
bei Leistungsanträgen durch Unionsbürgerinnen dar-
gestellt werden, um rechtswidrige Mitteilungen 
identifizieren und dagegen vorgehen zu können. 
 
GGUA – Arbeitshilfe: SGB II / SGB XII-Anträge von 
Unionsbürger*innen (22.04.2021) 
 
Mehrsprachige Informationen zum Corona-Virus 
und zum Impfen 
Die neuen Deutschen Medienmacher:innen haben 
im „Handbook Germany“ Videos zum Thema Impfen, 
auf Englisch, Französisch, Farsi, Pashto und Arabisch 
veröffentlicht. In den Videos werden Fragen der Im-
munität und der Wirkungsweise der Impfungen er-
läutert. 
 
Videos: 
Englisch 
Arabisch 
Französisch 
Somali 
Russisch 
 
Auch die Johanniter stellen mit Stand vom 
01.04.2021 mehrsprachige Basisinformationen zu 
den Corona-Impfungen, in verschiedenen Sprachen, 
zur Verfügung. 
 
Johanniter.de: Basisinfos zu Corona-Impfungen in 
verschiedenen Sprachen (01.04.2021) 
 
Working Paper zu Homosexualität im Asylverfahren 
Die Humboldt Law Clinic Grund- und Menschen-
rechte hat im Februar 2021 ein Working Paper zur 
Homosexualität im Asylverfahren veröffentlicht. In 
der Arbeit beschäftigten sich die Wissenschaftlerin-
nen der Humboldt-Universität in Berlin mit der An-
hörungspraxis des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), unter Berücksichtigung mögli-
cher vorhandener Stereotype, Heteronormativitäts-
vorstellungen und Essentialisierung. 
 

HLCMR – Working Paper: Homosexualität im Asylver-
fahren (02/21) 
 
Auswertung: SARS-CoV-2 bei Migrantinnen und ge-
flüchteten Menschen 
Das Kompetenznetzwerk „Public Health – Covid 19“, 
ein Zusammenschluss von über 25 wissenschaftli-
chen Fachgesellschaften, hat am 23.03.2021 den Po-
licy Brief "SARS-CoV-2 bei Migrant*innen und ge-
flüchteten Menschen" veröffentlicht. In dem Policy 
Brief wurden die Auswirkungen der Corona-Pande-
mie für Migrantinnen erforscht. Demnach sei bei-
spielsweise das Risiko einer Infektion bei Migrantin-
nen im Vergleich zu Nicht-Migrantinnen höher.  
 
Public Health Covid19 – Policy Brief: SARS-CoV-2 bei 
Migrant*innen und geflüchteten Menschen 
(23.03.2021) 
 
Handreichung zu Abschiebungen aus Flüchtlingsun-
terkünften 
Die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Hessen e.V. 
und der Hessische Flüchtlingsrat haben im März 
2021 die rechtliche Handreichung „Abschiebungen 
aus der Flüchtlingsunterkunft – Rechtlicher Rahmen 
und Handlungsmöglichkeiten für die Soziale Arbeit in 
Hessen" herausgegeben. Mit der Handreichung soll 
vor allem den Mitarbeiterinnen in den Flüchtlingsun-
terkünften eine Orientierung gegeben werden, wie 
sie sich in Abschiebungssituationen verhalten kön-
nen. 
 
Liga Hessen/FRH – Handreichung: Abschiebungen 
aus der Flüchtlingsunterkunft (03/21) 
 
Handreichung zur Gesundheitsförderung mit Ge-
flüchteten  
Der Kooperationsverbund „Gesundheitliche Chan-
cengleichheit“ hat am 01.03.2021 die Handreichung 
„Gesundheitsförderung mit Geflüchteten. Lücken 
schließen – Angebote ergänzen" herausgegeben. Die 
Handreichung gebe Einblick in die gesundheitliche Si-
tuation von Flüchtlingen und die Zugänge zur Ge-
sundheitsversorgung. Ferner würden Bedingungen 
formuliert, unter denen eine gute und der Vielfalt 
geflüchteter Menschen gerecht werdende Gesund-
heitsförderung umgesetzt werden kann. 
 
Gesundheitliche-Chancengleichteit.de – Handrei-
chung: Gesundheitsförderung mit Geflüchteten 
(01.03.2021) 

https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/UEbermittlungspflichten.pdf
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/UEbermittlungspflichten.pdf
https://youtu.be/Je7dE3viieo
https://youtu.be/8C-eCwsJHy0
https://youtu.be/uPpbagMHKg0
https://youtu.be/IZIKovdYGuE
https://youtu.be/xw7g6g9uwwY
https://www.johanniter.de/johanniter-unfall-hilfe/corona-informationsseite/corona-impfungen-bei-den-johannitern/#c83299
https://www.johanniter.de/johanniter-unfall-hilfe/corona-informationsseite/corona-impfungen-bei-den-johannitern/#c83299
http://hlcmr.de/wp-content/uploads/2021/02/WP-26-Homosexualit%C3%A4t-im-Asylverfahren.pdf
http://hlcmr.de/wp-content/uploads/2021/02/WP-26-Homosexualit%C3%A4t-im-Asylverfahren.pdf
https://www.public-health-covid19.de/aktuelles/policy-brief-mit-dem-titel-sars-cov-2-bei-migrant-innen-und-gefl%C3%BCchteten-menschen-ver%C3%B6ffentlicht.html
https://www.public-health-covid19.de/aktuelles/policy-brief-mit-dem-titel-sars-cov-2-bei-migrant-innen-und-gefl%C3%BCchteten-menschen-ver%C3%B6ffentlicht.html
https://www.public-health-covid19.de/aktuelles/policy-brief-mit-dem-titel-sars-cov-2-bei-migrant-innen-und-gefl%C3%BCchteten-menschen-ver%C3%B6ffentlicht.html
https://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente%20hfr/Stellungnahmen%20und%20Positionspapiere/Handreichung%20Abschiebungen%20aus%20der%20GU_Digital.pdf
https://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente%20hfr/Stellungnahmen%20und%20Positionspapiere/Handreichung%20Abschiebungen%20aus%20der%20GU_Digital.pdf
https://www.gesundheitliche-chancengleichheit.de/gefluechtete/
https://www.gesundheitliche-chancengleichheit.de/gefluechtete/
https://www.gesundheitliche-chancengleichheit.de/gefluechtete/
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Plakatflyer zu Pushbacks an Europas Grenzen 
PRO ASYL will über die Menschenrechtsverletzungen 
durch Pushbacks aufklären. Am 08.04.2021 wurde 
dazu ein kostenloser Posterflyer bereitgestellt, der 
die Folgen von Pushbacks darstelle und über die be-
drückende Entwicklung an Europas Grenzen auf-
kläre. 
 
PRO ASYL – Posterflyer Pushbacks (08.04.2021) 
 
Kurzbericht zur Arbeitsmarktintegration: Hinder-
nisse für geflüchtete Frauen  
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) hat am 14.04.2021 seinen neuen Kurzbericht 
„Arbeitsmarktintegration in Deutschland: Geflüch-
tete Frauen müssen viele Hindernisse überwinden“ 
veröffentlicht. Demnach gebe es bei der Integration 
in den Arbeitsmarkt deutliche Geschlechterunter-
schiede. Nur 26% der geflüchteten Frauen seien er-
werbstätig, während der Anteil bei Männern 60% 
betrage. 
 
IAB – Kurzbericht: Geflüchtete Frauen müssen viele 
Hindernisse überwinden (14.04.2021)  
 
Broschüre: Legale Mobilität für Flüchtlinge in der 
EU 
Der Verein „Migration Miteinander“ hat im April 
2021 die Broschüre „Innereuropäische legale Migra-
tion – Ein Überblick der aktuellen rechtlichen Instru-
mente“ veröffentlicht. Sie enthalte vor allem für 
junge Flüchtlinge mit Aufenthaltstiteln wichtige In-
formationen zu Reisemöglichkeiten in der EU zu Aus- 
und Weiterbildungszwecken.   
 
Migration Miteinander – Broschüre: Innereuropäi-
sche legale Migration (04/21) 
 
Leben in Flüchtlingsunterkünften während der 
Corona-Pandemie 

Der Politikwissenschaftler der Universität Kiel, Dr. Ni-
kolai Huke, hat im Rahmen des Forschungsprojekts 
„Gefährdetes Leben. Alltag und Protest in Flücht-
lingsunterkünften im Zuge der Corona-Pandemie“ 15 
qualitative Interviews mit Flüchtlingen in deutschen 
Sammelunterkünften geführt. Die Interviews geben 
Einblicke in das beengte Leben in den Unterkünften, 
ohne private Räumlichkeiten oder die Möglichkeit 
sozialer Distanzierung. Die Folgen sind häufig 
Corona-Infektionen und Kettenquarantänen. Die In-
terviews wurden seit Ende November 2020 in regel-
mäßigen Abständen veröffentlicht und sind nun voll-
ständig einsehbar. 
 
Freitag.de – Dr. Nikolai Huke: Qualitative Interviews 
 
Neue Webseite zum Thema Bleiberechte 
Auf der neuen Webseite des Netzwerks BLEIBE-
RECHT STATT ABSCHIEBUNG werden viele mehrspra-
chige Informationen zum Themengebiet des Bleibe-
rechts gesammelt und zur Verfügung gestellt. Die 
Seite richte sich beispielsweise an Menschen, die 
von Duldung und Abschiebung betroffen oder be-
droht sind, an Bildungseinrichtungen, an Gewerk-
schaften und viele mehr. 
 
Bleiberechtstattabschiebung.de – Homepage 
 
10 Jahre „Arabischer Frühling“: Essay-Reihe im April 
Anlässlich der vor zehn Jahren beginnenden Revolu-
tion in Syrien veröffentlichte die Heinrich-Böll-Stif-
tung im April 2021 die Essayreihe „Blick zurück nach 
vorn“ von Autorinnen aus der Krisenregion. Die Bei-
träge sollen eine Art „Blick zurück nach vorn“ dar-
stellen und reflektieren was Protagonistinnen sich 
erhofften und auf was sie heute blicken. 
 
Heinrich-Böll-Stiftung – Essay-Reihe: 10 Jahre „Arabi-
scher Frühling“ (04/21)

Termine 

Online-Veranstaltung, 03.05.2021: s_inn. Transfernetzwerk für Soziale Innovation: „Ankommen trotz Dis-
tanz? – Geflüchtete Menschen in der Pandemie“. 18:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf 
s_inn.  
Online-Workshop, 04.05.2021: Multikulturelles Forum e.V.: „Ziele und Strategien des ´Kulturkampfs von 
Rechts`“. Weitere Informationen und Anmeldung auf Multikulturelles Forum e.V. 
 

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Posterflyer_Push-Back_Web-170321.pdf
https://www.iab.de/194/section.aspx/Publikation/K210409IYX
https://www.iab.de/194/section.aspx/Publikation/K210409IYX
https://migrationmiteinander.de/en/materials/
https://migrationmiteinander.de/en/materials/
https://www.freitag.de/autoren/gefaehrdetes-leben
https://bleiberechtstattabschiebung.de/
https://www.boell.de/de/10-jahre-arabischer-fruehling?dimension1=ds_arabspring_kolumne
https://www.boell.de/de/10-jahre-arabischer-fruehling?dimension1=ds_arabspring_kolumne
https://www.s-inn.net/veranstaltungen/ankommen-trotz-distanz
https://www.multikulti-forum.de/de/veranstaltung/04-05-2021/wir-holen-uns-unser-land-zurueck
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Videokonferenz, 05.05.2021: Evangelischer Kirchenkreis Dinslaken/Eine Welt Gruppe Dinslaken e.V./Förder-
verein Kultur und Evangelische Kirche in Dinslaken e.V.: „Situation an der bosnisch-kroatischen Grenze“. 
17:00 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung über kirsten.tenten@ekir.de oder 02064/414512. 
 
Online-Infoveranstaltung, 06.05.2021: Willkommenskultur Köln: „Integration Point – Infoveranstaltung für 
Ehrenamtliche in der Flüchtlingsarbeit“. 17:00 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Will-
kommenskultur Köln. 
 
Online-Veranstaltung, 07.05.2021: Berivan Aymaz MdL: „Vom Land in die Kommunen: Welche Lehren müs-
sen aus der Pandemie für die Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten gezogen werden?“. 16:00 – 
18:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung bei Berivan Aymaz.  
 
Online-Fortbildung, 11.05.2021 – 12.05.2021: Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: 
„Was tun bei häuslicher Gewalt gegen geflüchtete Frauen?“. Jeweils 10:00 Uhr – 17:00 Uhr. Weitere Informa-
tionen und Anmeldung auf Dachverband der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V. 
 
Online-Forum, 11.05.2021: IvAF NRW: „Virtuelles IvAF NRW Fachforum“. 9:30 – 12:30 Uhr. Weitere Informa-
tionen und Anmeldung auf IvAF NRW.  
 
Online-Kurzschulung, 11.05.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Die Duldung". 17:30 – 19:00 Uhr. Weitere Informati-
onen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Austausch, 12.05.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Anerkennung ausländischer Qualifikationen und Ab-
schlüsse". 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Workshop, 19.05.2021: Kölner Flüchtlingsrat e.V.: „Umgang mit der Ausländerbehörde“, Sprachen: 
Französisch, Deutsch. 18:00 – 20:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Kölner Flüchtlingsrat 
e.V.  
 
Online-Austausch, 20.05.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Digitale Teilhabe von Flüchtlingen". 17:30 – 19:00 Uhr. 
Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Seminar, 26.05.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Flüchtlingspolitik praktisch – Möglichkeiten der Einfluss-
nahme vor Ort". 17:30 – max. 20:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Workshop, 26.05.2021: Kölner Flüchtlingsrat e.V.: „Umgang mit der Ausländerbehörde“, Sprachen: 
Dari, Deutsch. 18:00 Uhr – 20:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Kölner Flüchtlingsrat e.V. 
 
Online-Veranstaltung, 29.05.2021: Institut für Kirche und Gesellschaft: „Fachtag Kirchenasyl – Menschen-
rechtsschutz unter erschwerten Bedingungen“. 8:30 – 16:45 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf 
Institut für Kirche und Gesellschaft. 
 
Online-Fortbildung, 31.05.2021: Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: „Begleitung 
von Frauen mit Fluchthintergrund. Einblicke in die Traumatheorie und Handlungsmöglichkeiten“. 10:00 – 
17:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen 
NRW e.V. 
 
Online-Schulung, 31.05.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Basisseminar Asylrecht". 17:30 – 20:30 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 

mailto:kirsten.tenten@ekir.de
https://www.wiku-koeln.de/termine/ansicht/?tx_ppwtermine_calendar%5Bindex%5D=7901&cHash=b8b8827ede6889757e3ac815fe1ac62e
https://www.wiku-koeln.de/termine/ansicht/?tx_ppwtermine_calendar%5Bindex%5D=7901&cHash=b8b8827ede6889757e3ac815fe1ac62e
https://zoom.us/webinar/register/WN_UVTIcOjJTKuqmJrOWgXLew
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/159
https://ivaf-nrw.de/ivaf-nrw-veranstaltung/ivaf-nrw-fachforum-2021.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/11052021-online-kurzschulung-die-duldung.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/12052021-online-austausch-anerkennung-auslaendischer-qualifikationen-und-abschluesse.html
https://koelner-fluechtlingsrat.de/userfiles/Beratung%20Bonn/UNO%20Flyer%20Postkarte.pdf
https://koelner-fluechtlingsrat.de/userfiles/Beratung%20Bonn/UNO%20Flyer%20Postkarte.pdf
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/20052021-online-austausch-digitale-teilhabe-von-fluechtlingen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/26052021-online-seminar-fluechtlingspolitik-praktisch-moeglichkeiten-der-einflussnahme-vor-ort.html
https://koelner-fluechtlingsrat.de/userfiles/Beratung%20Bonn/UNO%20Flyer%20Postkarte.pdf
http://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/einzelansicht/?tx_events_pi1%5Bevent%5D=2559
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/172
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/172
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/31052021-online-schulung-basisseminar-asylrecht.html
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Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

Online-Seminar, 10.06.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Argumentieren gegen Stammtischparolen“. 17:00 – 20:00 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/10062021-argumentieren-gegen-stammtischparolen.html

